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Kommt das Wahrheitsministerium?

Der eindeutige Wahlsieg der AfD hat gezeigt, daß allen Widerwärtigkeiten
zum Trotz ein Ruck innerhalb der Wählerschaft erfolgt ist. Nicht wenige

werden jedoch bedauern, daß dieser Ruck nicht stark genug gewesen ist und
einen noch höheren Stimmanteil hätte herbeiführen müssen. Entscheidend ist
doch, daß AfD und Linke künftig über eine gemeinsame Sperrminorität verfü-
gen, da eine Zweidrittelmehrheit von Union, SPD und Grünen im neuen Bun-
destag nicht mehr besteht. Das wird zur Folge haben, daß die künftige Bundes-
regierung es schwer haben wird, Verfassungsänderungen durch den Bundestag
zu bekommen.
Friedrich Merz, der schnell eine Regierung bilden wollte und einen Ton anschlug,
als hätte seine Partei die absolute Mehrheit errungen, gab sich auf dem CDU-
Parteitag Anfang Februar kompromißlos, doch war von vornherein klar, daß er
ohne Kompromisse wohl keine Politik würde machen können. Nach dem An-
schlag von Aschaffenburg im Januar war Friedrich Merz noch klar und entschlos-
sen: Die CDU werde nur eine Koalition eingehen, wenn man sich auf eine Wen-
de in der Migrationspolitik einigen würde. Nun ruderte Merz wieder einmal
zurück und beerdigte bereits 21 Stunden nach seinem Wahlsieg seine verspro-
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chene Migrationswende: »Niemand von uns will die Grenzen schließen, nie-
mand.« (Quelle: zdf.de, 24.2.25)
Bei der Vorstellung des Koalitionsvertrags waren die Chefs von Union und SPD
ob der erzielten Kompromisse voll des Lobes. Die vielen kritischen Stimmen deu-
ten darauf hin, daß ein richtiger Aufbruch kaum zu erwarten ist und es in man-
chen Fällen leider bei bloßen Absichtserklärungen  bleiben wird. Dafür sind die
Knackpunkte und die Fallstricke (u.a. Mindestlohn und Senkung der Einkom-
mensteuer) zu offensichtlich.
In einem wesentlichen Punkt hat Merz keinen Rückzieher vollzogen: Laut Koali-
tionspapier planen Union und SPD Gesetze, die das Grundrecht auf Meinungs-
freiheit in unzulässiger Weise aushöhlen sollen, wortwörtlich: »Haß und Hetze
noch intensiver bekämpfen« und »den Straftatbestand der Volksverhetzung ver-
schärfen«. Hierzu soll der neue Delikt der »Informationsmanipulation« geschaf-
fen werden.
Hans-Georg Maaßen, bis November 2018 Präsident des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz (BfV), wird wohl nach wie vor bestens informiert sein. Am 3.4.25,
also noch vor dem Abschluß des Koalitionsvertrags, ließ er durchblicken, daß
Friedrich Merz eine Zusammenarbeit von Behörden mit staatlich finanzierten
NGOs anstrebe, um kritische Medien mundtot zu machen, und entsprechende
Zusammenkünfte etwa mit ›Correctiv‹ vorbereite. Für Maaßen bedeute dies nichts
anderes als die Gründung eines neuen Inlandsgeheimdienstes.
Maaßen behielt Recht. Im Koalitionsvertrag haben sich Union und SPD nämlich
darauf geeinigt, daß die »bewußte Verbreitung falscher Tatsachenbehauptun-
gen« durch die Meinungsfreiheit nicht gedeckt sei. Dieser Position der Koalie-
renden hat der frühere Bundesverfassungsrichter Peter Michael Huber gegen-
über dem Stern (2.4.25) heftig widersprochen: »Haß und Hetze sind keine rechtlich
klaren Begriffe, sondern Einfallstore für die Durchsetzung ideologischer Vor-
stellungen vor allem aus dem links-grünen Milieu«. Dadurch werde der Korri-
dor des Sagbaren immer stärker verengt. Zwar stimme es, daß eine bewußte,
also vorsätzliche Verbreitung falscher Tatsachen nicht unter Schutz von Artikel
5 des Grundgesetzes falle, doch die Frage ist allerdings, »daß der Wahrheitsge-
halt einer Äußerung oft unklar ist und wie der Vorsatz festgestellt werden kann«.
Es sei in diesem Zusammenhang an den Beschluß des Bundesverfassungsge-
richts vom 28.11.201 erinnert: »Der Meinungsäußernde ist insbesondere auch
nicht gehalten, die der Verfassung zugrunde liegenden Wertsetzungen zu tei-
len, da das Grundgesetz zwar auf die Werteloyalität baut, diese aber nicht er-
zwingt.«
Union und SPD wollen das Lügen verbieten. (Waren manche von Merz und der
CDU im Wahlkampf  propagierte Versprechungen und Behauptungen nicht etwa
›fake news‹ oder, wie es nun schön heißen soll, »Delikte der Informationsmanipu-
lation«?) Von einem »Wahrheitsgesetz« (welt.de, 11.4.25) ist schon die Rede. Der
Weg zum »Wahrheitsministerium« ist dann nicht mehr sehr weit. George Or-
well läßt grüßen.!  �
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Herr Zickzack sitzt in der Falle

Am 24. Februar hatte die Unionsfraktion im Bundestag un-
ter der Überschrift »Politische Neutralität staatlich geför-

derter Organisationen« eine Anfrage zur Finanzierung von
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) gestartet, von denen
mehrere zu den jüngsten Demonstrationen gegen rechts aufge-
rufen hatten. Die Kleine Anfrage stellte insgesamt fünfhundert-
einunfünfzig Fragen zu »gemeinnützigen« Organisationen wie
Omas gegen rechts, BUND und Greenpeace, aber auch zu jour-
nalistischen Organisationen wie dem Netzwerk Recherche und
»Correctiv«. Zu den gestellten Fragen gehörte unter anderem:
»Wie groß ist der Anteil der finanziellen Mittel des Vereins
Omas gegen rechts Deutschland, der aus staatlichen Förder-
programmen stammt?« Und: »Gibt es direkte Verbindungen
zwischen dem Verein Omas gegen rechts Deutschland e. V. und
bestimmten Parteien oder politischen Akteuren?« Hintergrund
der Kleinen Anfrage war die Überlegung, inwiefern sich soge-
nannte »gemeinnützige« Vereine, die zusätzlich noch mit Steu-
ergeldern gefördert werden, parteipolitisch betätigen dürfen,
ohne ihren Gemeinnützigkeitsstatus zu gefährden. Die Union
beabsichtigte, deren staatliche Förderung und die Kreislaufwirt-
schaft zwischen ›Zivilgesellschaft‹, Politik und Medien zu prü-
fen.
Kritik aus dem betroffenen linken Lager ließ nicht lange auf
sich warten. Die Linke im Bundestag bezeichnete die Anfrage
als »Frontalangriff« auf die Demokratie. Die Abgeordnete Cla-
ra Bünger meinte: »Mit einer parlamentarischen Anfrage rächt
sich die Union für die antifaschistischen Proteste der letzten
Wochen und startet zugleich einen beispiellosen Angriff auf die
demokratische Zivilgesellschaft. Das erinnert an autoritäre Staa-
ten und ist angesichts der Tatsache, daß die Union aller Wahr-
scheinlichkeit nach die nächste Bundesregierung anführen wird,
äußerst besorgniserregend.« Britta Haßelmann, die Grünenfrak-
tionschefin, meinte gegenüber t-online empört: »Es ist ungeheu-
erlich. Es sieht alles danach aus, daß Teile der Zivilgesellschaft
hier eingeschüchtert werden sollen.«
Man durfte damals auf die Antwort der Bundesregierung ge-
spannt sein. Eine Antwort kam nicht und wird es nicht geben.
Die Frist war am 10. März verstrichen. Den Fragenkatalog der
Unionsfraktion bezeichnete der SPD-Fraktionschef Lars Kling-
beil als »Foulspiel« und forderte deren Rücknahme, wenn die
Union eine Koalition mit seiner Parteri eingehen wolle; also eine
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unerläßliche Bedingung für die Aufnahme von Koalitionsverhandlungen. Und
siehe da, bereits am 8. März einigten sich Union und SPD bei den Sondierungs-
gesprächen auf einen vernünftigen »Umgang« mit der NGO-Frage. Weiteres sei
vertraulich, hieß es.
Im Nachgang mag man sich fragen, warum die SPD (übrigens die Grünen ebenso)
auf die bedingungslose Rücknahme der Kleinen Anfrage so erpicht war. Die
Antwort ist ganz einfach: Führende rot-grüne Politiker haben zahlreiche Verbin-
dungen zu Lobby-NGOs und werden entsprechend Einfluß nehmen. Dazu drei
Beispiele:
Lena-Sophie Müller, Klingbeils Ehefrau, leitet seit 2014 als Geschäftsführerin den
gemeinnützigen Verein »Initiative D21«, der sich selbst als »Deutschlands größ-
tes gemeinnütziges Netzwerk für die Digitale Gesellschaft, bestehend aus Wirt-
schaft, Politik, Wissenschaft und Zivilgesellschaft«, beschreibt. Von 2020 bis 2025
erhielt der Lobbyverband laut verschiedenen Medienberichten aus drei verschie-
denen Bundesministerien Gelder in Höhe von mindestens 565.000 Euro. Im Janu-
ar hatte Klingbeils Ehefrau mit ihrer Initiative öffentlich zu »Demos gegen Rechts«
aufgerufen.
Saskia Esken, die Co-Vorsitzende der SPD, ist Mitglied der Kampagnenplattform
»Campact«, die in der Vergangenheit zahlreiche »Demos gegen Rechts« angemel-
det hatte und zu 50 Prozent Teilhaber des linken Vereins »HateAid« ist. Zudem
ist die Sozialdemokratin laut ihrer Bundestags-Homepage auch Mitglied vom
BUND, einer Organisation, die sich ebenfalls über Steuermittel finanziert.  (Quel-
le: schwaebische.de, 11.3.25)
Auch Kathrin Görting-Eckart, die von  2009 bis 2013 Präses der Synode der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland (EKD) war, wird den Rückzieher der Union in
Sachen NGOs begrüßt haben. Ihr Lebenspartner Thies Gundlach ist Gründer und
Vorsitzender des auf Initiative der EKD entstandenen Aktionsbündnisses
»United4Rescue«. Mit den Stimmen der Ampel hat der Haushaltsausschuß des
Deutschen Bundestages  beschlossen, dieses Aktionsbündnis mit 2 Millionen Euro
pro Jahr für die nächsten vier Jahre, das entspricht 8 Steuermillionen Euro, zu
fördern.
Die AfD wird im neuen Bundestag ein  leichtes Spiel haben: Sie wird gerade die
Vorschläge einbringen, die die Union im Wahlkampf immer wieder versprochen
hat, aber mit ihrem Koalitionspartner SPD nun nicht durchbringen kann, man
denke beispielsweise und vor allem an die Zuzückweisung von Flüchtlingen an
den deutschen Grenzen.
Annika Leister (n t-online, 5.4.25) hat die ausweglose Mühle, in der sich Friedrich
Merz befindet, treffend beschrieben: »Es bleiben ihm nur zwei Optionen: Er bleibt
hart und hält die Brandmauer – dann führt die AfD ihn vor, und die Wähler,
denen er im Wahlkampf zu viel versprochen hat, sind enttäuscht. Oder er schwenkt
irgendwann ein, kooperiert mit der AfD – dann zerreißt es seine Regierung. Merz
sitzt schon jetzt in der Falle und wird der Gejagte sein, sobald der neue Bundestag
seinen Betrieb normal aufnimmt.« ! mc
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 Anschläge der Justiz auf die Demokratie

Oppositionelle Politiker, vor allem wenn sie politisch rechts der Mitte zu verorten
sind, geraten zunehmend ins Visier der Justiz. Ausgangspunkt ist meist eine

Anklage mit anschließender Verurteilung wegen eines Meinungsäußerungsdelikts,
wobei oft der ständig weitere Verschärfungen erfahrende Paragraph 130 StGB zur
Anwendung kommt. In seiner Einseitigkeit und Schwammigkeit ist er für linke
Richter ein ideales Werkzeug, um unliebsame Politiker zum Schweigen zu bringen.
Dies mußte in den vergangenen Monaten etwa der Thüringer AfD-Landes- und
Fraktionsvorsitzende Björn Höcke leidvoll erfahren, indem ihm banale Äußerungen
als NS-Propaganda ausgelegt wurden.
Neben verhängten Freiheitsstrafen kann das Gericht – es handelt sich dabei um
eine Ermessensentscheidung und keine zwingende Folge – auch den Ausschluß
vom Wahlrecht anordnen. Das betrifft das aktive und passive Wahlrecht. Letzteres
ist bei Politikern wichtig, da sie dann für einige Jahre nicht mehr kandidieren dürfen.
In der Regel betrifft diese Nebenstrafe schwerwiegende Staatsschutzdelikte wie
Hoch- und Landesverrat oder Wahlfälschung bzw. Abgeordnetenbestechung. Doch
auch beim Straftatbestand Volksverhetzung ist dies möglich, was Richtern die
Möglichkeit gibt, unter bestimmten Voraussetzungen den Verurteilten das
Wahlrecht zu entziehen und damit in demokratische Prozesse einzugreifen, weil
in einem Rechtsstaat allein der Souverän, also das Volk, über die Entsendung von
Politikern in die Volksvertretung zu entscheiden hat.
Im konkreten Fall könnte demnach Höcke nach einer zweiten
(rechtskräftigen) Verurteilung wegen Volksverhetzung die erneute
Kandidatur für den Landtag untersagt werden. Damit können linke
Richter also Schicksal spielen und ihnen unliebsame (rechte) Politiker
– zumindest zeitweise – aus dem Verkehr ziehen, sprich aus dem
Parlament verbannen. § 130 StGB ist vom Tatbestand her faktisch
auf ›rechte‹ Themen und ebensolche Politiker zugeschnitten!
Was in Deutschland bislang noch nicht bei bedeutenden Politikern
Anwendung fand, wurde vor einigen Wochen in anderen EU-Staaten
schon traurige Realität. So wurde dem patriotischen rumänischen
Präsidentschaftskandidaten Cãlin Georgescu sein Wahlsieg in der
ersten Runde der Präsidentschaftswahlen vom Verfassungsgericht – angeblich auf
Zuruf der Biden-Regierung – aberkannt, weil Rumänien vermeintliches Ziel eines
»aggressiven russischen hybriden Angriffs« geworden sei, von dem Georgescu
massiv profitiert habe. Ferner habe er falsche Angaben zur Wahlkampffinanzierung
und auf der Internetplattform TikTok in unzulässiger Weise Wahlpropaganda
gemacht. Die Wahl wurde annulliert. Und bei der Wiederholung des Urnengangs
durfte er gar nicht antreten. Die patriotische Opposition schloß sich daraufhin
zusammen und einigte sich auf George Simion. Auch dieser ist ein Kritiker der
Ukraine-Unterstützung und der Kriegsrhetorik der EU.

Cãlin Georgescu
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Budapester Bank kündigt Sender AUF1 Spendenkonto

Seit Nancy Faesers Angriff auf patriotische Vereine und Verlage häufen sich
politisch motivierte Kündigungen von Bankkonten, auch wenn die Geldinsti-

tute offiziell keinen Grund angeben (müssen). Man denke nur an das – vorerst
gescheiterte – Verbot gegen das Compact-Magazin. In Österreich ist der Sitz des
zeitgeistkritischen Senders AUF1, der ins gesamte deutsch(sprachig)e Siedlungs-
gebiet strahlt. Nachdem man AUF1 acht Bankkonten in der BRD und Alpenre-
publik gekündigt hatte, fand man/der Sender ein Konto bei einer Bank in Buda-
pest. Doch vor wenigen Monaten kündigte auch das als »Freund der Rechten«
bekannte ungarische Geldinstitut das Konto des Linzer Unternehmens zum 1.
Mai. Dabei hatte AUF1-Chefredakteur Stefan Magnet erst einige Monate zuvor
mit Ungarn Ministerpräsident Viktor Orbán ein Interview geführt, in dem die-
ser das angeblich repressionsfreie Madjarenland im allgemeinen und das AUF1-
Konto in Ungarn im besonderen gelobt hatte! Doch entgegen der Zusicherung
sperrte die Budapester Bank bereits Anfang April jeglichen Zahlungsverkehr und
blockte Spenden damit rigoros ab. Nun ergeht es AUF1 so wie im letzten Jahr
Compact, das nach Faesers Verbot kein Konto mehr hatte. Der patriotische Sender
versucht jetzt, alternative Unterstützungsmöglichkeiten anzubieten, um als rein
spendenfinanziertes Medium überleben zu können. !

Ein weiteres Beispiel ist der Fall Marine Le Pen. Aufgrund ihrer Verurteilung zu
vier Jahren Haft – zwei Jahre davon auf Bewährung – wegen vermeintlich

mißbräuchlich verwendeter EU-Gelder wurde ihr das passive
Wahlrecht entzogen. Damit darf sie 2027 nicht zur französischen
Präsidentschaftswahl antreten – sofern die zuvor stattfindende
Berufungsverhandlung das Urteil bzw. die Nebenstrafe bestätigt.
In Le Pens Fall ist der Eingriff der Justiz auf die demokratische
Willensbildung besonders eklatant. Denn warum sollte das Volk,
dem beim nächsten Urnengang die Verurteilung der rechten
Politikerin bekannt ist, von Richtern bevormundet werden? Es soll
in einer Demokratie selbst entscheiden können, wen es zum
Präsidenten machen will, und keine vorgefilterte Kandidatenliste
bekommen!
Indessen schießen sich Regierende und Richter auf unliebsame

Publizisten ein und untergraben somit den Rechtsstaat. Die neueste Waffe dabei
ist der Paragraph 188 StGB (Politikerbeleidigung). Diese Norm ähnelt dem einstigen
Straftatbestand der Majestätsbeleidigung und privilegiert diese politische Kasten,
was völlig unzeitgemäß und eines Rechtsstaats unwürdig ist! Jüngstes Beispiel ist
das Skandalurteil gegen den Chefredakteur des Magazins Deutschland-Kurier, David
Bendels, der vom Bamberger Amtsrichter Martin Waschner wegen eines Satire-
Bilds mit Innenministerin Nancy Faeser zu einer Bewährungsstrafe von sieben
Monaten verurteilt wurde (siehe auch Seite 18). !

Marine Le Pen
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Staat muß sich gegenüber der AfD
nicht neutral verhalten

Im Januar 2024 hatte die ehemalige rheinland-pfälzische Ministerpräsidentin
Malu Dreher (SPD) im Zusammenhang mit der öffentlichen Erregung um das

vermeintliche »Geheimtreffen von Potsdam« auf der Webseite der Lan-
desregierung die AfD als »rechtsextreme Verfassungsfeinde« sowie als
»Fall für die Verfassungsschutz- und Strafverfolgungsbehörden« be-
zeichnet, außerdem als eine Partei kritisiert, die Pläne zur »Vertreibung
und Deportation von Millionen Menschen aus rassistischen Motiven«
habe. Damit hatte sie zur Teilnahme an einer Großdemonstration in
Mainz gegen Rechts aufgerufen. Daraufhin hatten der Bundes- und der
Landesverband der AfD eine Organklage gegen Dreher erhoben und
damit argumentiert, Dreyer habe gegen das gesetzlich verankerte Neu-
tralitätsgebot verstoßen und in das Recht auf Chancengleichheit der
Partei eingegriffen.
Am 2. April 2025 hat das rheinland-pfälzische Landesgericht die Organklage zu-
rückgewiesen: Dreyer habe zwar gegen das Neutralitätsgebot und die Chancen-
gleichheit verstoßen, dies sei »aber zum Schutz der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung gerechtfertigt« (sic). Es ist das erste Mal, daß oberste Landes- oder
Bundesrichter dieser Rechtsauffassung folgen. Die zur Neutralität verpflichteten
staatlichen Behörden dürfen demnach doch Partei ergreifen – wenn es dem »Kampf
gegen Rechts« dient.
Erstmals hat ein deutsches Gericht damit dem regierungsamtlichen »Kampf ge-
gen Rechts« den Vorrang vor dem Gebot der staatlichen Neutralität eingeräumt.
Bundesweit könnte die Entscheidung Nachwirkungen haben: Regierende ande-
rer Bundesländer und auf Bundesebene könnten sich auf das Urteil berufen, um
sich offensiver gegen die AfD zu positionieren. Die Entscheidung bricht mit der
strengen Linie des Bundesverfassungsgerichts, das vergleichbare Aussagen von
Regierungsvertretern bisher stets als verfassungswidrig eingestuft hat. Die AfD
sieht in dem jüngsten Urteil daher einen »gefährlichen Präzedenzfall«, der die
staatliche Neutralität gegenüber politischen Parteien aushöhle und dem Mißbrauch
von Regierungsämtern für parteipolitische Stellungnahmen Tür und Tor öffne.
Dreyer hatte auch behauptet: »In Deutschland haben wir schon einmal die schreck-
liche Erfahrung gemacht: Rechtsextremisten tun, was sie sagen, und sie sagen,
was sie tun.« Auch diese Behauptung sei laut Verfassungsgericht der Landesre-
gierung nun erlaubt; die AfD sei »durch die amtlichen Verlautbarungen nicht in
ihrem Recht auf Chancengleichheit im politischen Wettbewerb« verletzt worden.
Ungleichbehandlung sei zulässig; der Staat dürfe »die AfD verunglimpfen« (Jun-
ge Freiheit). Die Gefahr ist groß, daß Regierungen künftig unbegrenzt mißliebige
Parteien als verfassungsfeindlich klassifizieren und öffentlich verurteilen. (Quel-
le: jungefreiheit.de, 3.4.25) !

Malu Dreher. Sie
durfte die AfD

verunglimpfen.
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Austria-Ampel statt FPÖ-geführter Bundesregierung

Im vergangenen Freien Forum wurde schon fast von einer FPÖ-geführten
Bundesregierung in Wien und damit einem blauen »Volkskanzler« aus-

gegangen. Doch es sollte anders kommen. Denn die FPÖ unter Herbert Kickl als
Wahlsieger ließ sich vom Verlierer ÖVP nicht gängeln und nichts diktieren. Die
Freiheitlichen unterstellten der Volkspartei Scheinverhandlungen, was in den letz-
ten Wochen der bilateralen Gespräche sichtbar geworden sei. So habe die ÖVP ei-
sern am Innenministerium – und auch am Finanzministerium – festhalten wollen,
da die FPÖ ein Sicherheitsrisiko für die Alpenrepublik sei und ausländische Ge-
heimdienste dann auf Abstand in puncto Informationsaustausch gingen. Bei den
Freiheitlichen reifte die Erkenntnis, daß die von ihnen geforderte grundlegende
Politikwende mit dieser ÖVP nicht zu machen sei. Dazu kamen die horrenden Staats-
schulden mit dem Zwang zum Sparen sowie die Einflußnahme aus Berlin und Brüs-
sel auf die Volkspartei, von einem blau-schwarzen Pakt abzusehen.
Nachdem die Grünen trotz der fünf Jahre währenden schwarz-grünen Koalition
aus dem Spiel waren, rauften sich schließlich – trotz des vorherigen Scheiterns bei
den Verhandlungen im Herbst 2024 – ÖVP, SPÖ und linksliberale NEOS zusammen
und bildeten damit die erste Austro-Ampel. Dabei erhielten der kleinste
Koalitionspartner, die sogenannten ›Pinken‹, die selbsternannte Wirtschaftspartei
mit zeitgeistig-linker Schlagseite, sogar Außen- und Bildungsministerium. So vertritt

nun die eloquente Beate Meinl-Reisinger – im Volksmund »Baerbock
mit Hirn« genannt – Österreich nach außen. Vizekanzler ist der
marxistische Zivilversager – auch »Prolet im Nadelstreif« genannt –
Andreas Babler, seines Zeichens SPÖ-Chef. Und als Bundeskanzler
fungiert eine Person, die vor einem Jahr noch kaum bekannt war,
nämlich der 65jährige Christian Stocker als Nachfolger des ÖVP-
Versagers Karl Nehammer. Damit ist der stiernackige Glatzkopf nun
der starke Mann in der Volkspartei.
Und die FPÖ? Sie nahm sich vorerst aus dem Spiel, um zu späterer
Zeit um so stärker zurückzukehren. Wäre es Kickl um Macht und
Posten gegangen, hätte er alle schwarzen Kröten geschluckt und sich
zum Bundeskanzler von Gnaden der ÖVP machen lassen. Besteht
auf Grund der letzten Nationalratswahl der Abstand zwischen Blau
und Schwarz nur gut zweieinhalb Prozent, wuchs dieser bei den
letzten Umfragen auf bis zu 15 Prozent an. Seit Monaten rangieren
die Freiheitlichen konstant zwischen 30 und 35 Prozent, während
ÖVP und SPÖ nur leicht über 20 Prozent liegen! Dies zeigt, daß der
Unmut im Volk über die herrschende Politik sehr groß ist und dieses

wie die FPÖ einen grundlegenden Politikwechsel wünscht. Sogar der früher wenig
beliebte Herbert Kickl hat jetzt die höchsten Sympathiewerte. Somit ist spätestens
2029 mit einem »Volkskanzler« Kickl zu rechnen! !

Christian Stocker.
Der Vizebürger-
meister einer klei-
nen Gemeinde
wurde zum starken
Mann der ÖVP.
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Plant die EU Zugriff auf private Ersparnisse?

Mitte März 2025 hat die EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen
angekündigt, mit Hilfe der sogenannten »Spar- und Investitionsunion« (SIU)

private Ersparnisse in »dringend benötigte Investitionen« umlenken zu wollen. Heißt
das eine mögliche Enteignung privater Sparguthaben? Was sind die Überlegungen
der EU-Kommission? Zur Zeit besteht zweifellos ein erheblicher Investitionsbedarf;
dem Draghi-Report zufolge werden bis 2030 nämlich 750 bis 800 Milliarden Euro
benötigt, und zwar jährlich. Gleichzeitig lagern rund 10 Billionen Euro, etwa 70 Pro-
zent der privaten Ersparnisse, in Banken, die bekanntlich wenig Rendite bieten. Die
Brüsseler erhoffen sich mit der SIU eine deutlich effizientere Nutzung von Kapital.
Fraglich ist aber, ob die Bürger bereit sind, ihre Ersparnisse in Investitionen,
insbesondere in Verteidigungsmaßnahmen, umzuzlenken.
Verfechter befürworten den Vorstoß der EU als »Versuch, mehr Transparenz und
Verständnis für die Finanzmärkte zu schaffen« (sic). In Wirklichkeit zielt das Vorha-
ben auf eine noch größere, tiefgreifende Regulierung von seiten der EU-Kommission
hin: Die Einzelnationalstaaten werden weitere Kompetenzen an die EU abgeben
müssen, und ein detaillierter Plan für Überwachungsmaßnahmen sei in Bearbeitung,
um nationale Abweichungen gezielt identifizieren und verhindern zu können, wenn
sie die Entwicklung integrierter Kapitalmärkte hemmen. Im bereits veröffentlichten
Entwurf heißt es: »Die Verwirklichung einer einheitlichen Aufsicht auf den Kapital-
märkten erfordert ein neues Gleichgewicht zwischen der Aufsichtserantwortung auf
EU- und nationaler Ebene.«
In der Originalmeldung der russischen Nachrichtenagentur Tass vom 5. März 2025
heißt es: »Die Europäische Kommission schätzt das Gesamtvolumen der ungenutz-
ten Ersparnisse der EU-Bürger auf 10 Billionen Euro, und sie will Wege finden, die-
ses Geld zu mobilisieren, um ihre Pläne zur Militarisierung Europas und zur Unter-
stützung des europäischen militärisch-industriellen Komplexes zu finanzieren.«
Angesichts dieser und anderer ähnlich verlautender Meldungen ist die EU-Kom-
mission um Beschwichtigung bemüht. Solche Meldungen seien »ein klares Beispiel
für russische Informationsmanipulation«, heißt es aus Brüssel. Es werde suggeriert,
daß die neue Spar- und Investitionsunion der EU beabsich-
tige, das Geld der Sparer ohne deren Einverständnis und
Wissen für militärische Zwecke zu nutzen. Ihr Pressespre-
cher Gill betont: »Die EU-Bürgerinnen und -Bürger genie-
ßen die absolute Freiheit, auf der Grundlage ihrer persönli-
chen Entscheidungen zu investieren: Sie werden immer die
volle Kontrolle darüber haben, wo sie ihr Geld aufbewah-
ren und zuweisen wollen.« (Quelle: u.a. dw.com, 27.3.25;
exxpress.at, 13.3.25) Möge er recht haben. !

Die Ankündigung von Ursula von der Leyen zur »Spar- und
Investitionsunion« sorgt für heftige Diskussionen. Kritiker
befürchten eine versteckte Kontrolle über private Gelder.
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Präsident Trump setzt erste Maßstäbe

Wäre es nach den Vorstellungen und Berichten der deutschen etablierten Me-
dien gegangen, dann wäre am 20. Januar 2025 nicht Donald Trump, sondern

Kamala Harris als 47. Präsident der Vereinigten Staaten vereidigt worden. Beinahe
alle westeuropäischen Medien hatten während des Wahlkampfes schwadroniert,
Bidens Vizepräsidentin führe mit dem Republikaner Donald Trump ein Kopf-an-
Kopf-Rennen. Das Wahlergebnis zeigte jedoch, daß die Wirklichkeit nichts mit den
frommen Wünschen der etablierten Medienwelt zu tun hatte. Harris erlitt eine kra-
chende Niederlage.
Für die Republikaner war das Wahlergebnis ein sensationeller Erfolg. In beiden
Häusern des Kongresses errangen sie die Mehrheit. Somit kann Trump zumindest
die nächsten beiden Jahre problemlos durchregieren, ohne Rücksicht auf die Min-
derheit der Demokraten nehmen zu müssen. Donald Trump ist auch der erste Re-
publikaner, der es geschafft hat, nach einer republikanischen Präsidentschaft, der
ein demokratischer Präsident folgte, eine zweite Präsidentschaft zu erringen.
Lediglich dem Demokraten Grover Cleveland war dieses Husarenstück 1885 und
1893 gelungen. Nach Trumps erster Präsidentschaft, die in vieler Hinsicht turbu-
lent war, scheint der Republikaner seine zweite Amtszeit ebenso schwungvoll zu
beginnen. Als nachdenkliche Deutsche und Europäer sollten wir nicht mit Hurra-
Luftsprüngen und voller Begeisterung dieser Regierung entgegensehen, sondern
mit kritischer Zuversicht und nüchtern die kommenden Ereignisse abwarten.
Außenpolitisch wollen Donald Trump und seine Regierung den Ukraine-Krieg in
Kürze beenden. Unter Ausschluß der Europäer soll in direkten Verhandlungen
zwischen Washington und Moskau sowohl eine Normalisierung der beiden Län-
der vereinbart als auch eine schnelle Beendigung dieses Krieges erzielt werden.
Wenn die Europäer von diesen Verhandlungen ausgeschlossen bleiben, dann brau-
chen sie auch nicht für die damit verbundenen enormen Kosten in Milliardenhöhe
aufzukommen. Nach wie vor gilt jedoch das Wort: »Wer bestimmt, bezahlt.« Nach
den US-Wünschen soll die Restukraine weder Mitglied der NATO noch der Euro-
päischen Gemeinschaft werden dürfen.
Ein weiteres gewichtiges Problem bildet die Zukunft der Palästinenser im Nahen
Osten. Dort will die Trump-Administration die Hamas aus Palästina vertreiben
und auf dem Gazastreifen Luxushotels an dem Gestade des östlichen Mittelmeeres
errichten. Sie sollten dabei nicht vergessen, daß im Frühjahr 1918 der amerikani-
sche Präsident Woodrow Wilson in seinen berühmten Vierzehn Punken das Selbst-
bestimmungsrecht für alle Völker einforderte. In den Verträgen von Versailles,
St.Germain und Trianon war davon nichtmehr die Rede. Damals wurde das Selbst-
bestimmungsrecht vor allem den unterlegenen Mittelmächten wie Deutschland,
Österreich und der Resttürkeivorenthalten. Die schrecklichen Folgen dieses Kardi-
nalfehlers erlebten unsere Väter und Großväter in der zweiten Hälfte der dreißiger
Jahre des letzten Jahrhunderts. Dieses Recht hat seine Gültigkeit auch nach dem
Zweiten Weltkrieg nicht verloren, sondern vielmehr an Bedeutung gewonnen. Das
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Selbstbestimmungsrecht ist heute ein fester und an-
erkannter Begriff des internationalen Völkerrechtes,
das heute den Palästinensern nicht vorenthalten wer-
den darf. In diesem Rechtssatz sind auch die Souve-
ränitätsfragen im mitteleuropäischen Raum enthal-
ten, die trotz des Zwei+Vier-Vertrages von 1990 bis
zur Stunde noch umstritten sind.
Bislang gehört es zu den Gewohnheiten der deutschen
Politik, sich an die Rockschöße der US-Amerikaner
zu hängen. Man erwartete bislang, daß unsere Sicher-
heit von den US-Amerikanern wahrgenommen wird.
Nunmehr aber vertritt man in Washington völlig an-
dere Ansichten: Jetzt sollen die Deutschen und die
Europäer für ihre Sicherheit selbst und allein verant-
wortlich werden.
Weitere Probleme ergeben sich im Verhältnis der USA
und China. Das ungelöste Taiwan-Problem ist ein
Pfahl im Fleisch einer normalenZusammenarbeit zwi-
schen den beiden Weltmächten. Nicht anders verhält
es sich um die Zukunft des britischen Common-
wealth-Landes Kanada, das sich Nordamerika nach
den imperialen Vorstellungen des US-Präsidenten
einverleiben will. Auch hier sollte man sich an das
Selbstbestimmungsrecht der Völker erinnern, das
zweifellos nicht nur für die USA gelten sollte.
! Gert Sudholt

Den deutschen etablierten Par-
teien wurde die Wahrheit um die
Ohren gehauen. An der fulmi-
nanten Rede von Vizepräsident
J. D. Vance auf der Münchner Si-
cherheitskonferenz haben nicht
nur die anwesenden Politiker,
sondern auch die orchestrieren-
den Medien insbesondere An-
stoß genommen, daß der US-
Amerikaner das Ende der
Brandmauer zur AfD forderte,
sondern auch vor dem Hinter-
grund des Anschlags von Mün-
chen die politische Gedanken-
und Verantwortungslosigkeit in
der Bundesrepublik in Sachen
Massenmigration scharf kritisier-
te. Er meinte: »Von all den drän-
genden Herausforderungen, de-
nen sich die hier vertretenen
Nationen gegenübersehen, glau-
be ich, daß keine dringender ist
als die Massenmigration. Wir
wissen, wie es zu dieser Lage
kam; sie ist nicht aus dem Nichts
entstanden. Sie ist das Ergebnis
einer Reihe bewußter Entschei-
dungen, die Politiker überall auf
dem Kontinent und andernorts
auf der Welt im Verlauf eines
Jahrzehnts getroffen haben. Wir
sahen das Grauen, das diese Ent-
scheidungen hervorgebracht ha-
ben – erst gestern, hier in dieser
Stadt.« Und er fügte hinzu: »Wie
oft müssen wir derartige schreck-
liche Rückschläge noch hinneh-
men, bevor wir den Kurs ändern
und unsere gemeinsame Zivili-
sation in eine neue Richtung len-
ken?«

In München wies Vance (links) ebenso nüchtern wie nachdrück-
lich auf das Demokratiedefizit in Europa und vor allem in
Deutschland hin. Er forderte vor allem mehr innere Demokra-
tie, auch gegenüber den oppositionellen Kräften, die unter Boy-
kottmaßnahmen und parlamentarischer Unterdrückung leiden.
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Kurzmeldungen

Die Ukraine weiterhin unterstützen? Die Unterstützung der Ukraine mit Waf-
fen und Geld stößt bei vielen Deutschen auf Ablehnung. Laut einer exklusiven
Befragung des Meinungsforschungsinstituts Insa im Auftrag von t-online zeigt,
daß 46 Prozent der Deutschen sich keine Unterstützung für die Ukraine mehr
wünschen, und zwar weder mit Waffen noch mit Geld. Wie nicht anders zu er-
warten, sind politische Unterschiede dabei besonders markant: Bei der Partei-
nennung sticht eine Partei besonders hervor: 72 Prozent der Grünen-Wähler
wollen die Ukraine weiter mit Geld und Waffen unterstützen – mit Abstand der
stärkste Wert. Danach gaben 45 Prozent der FDP-Wähler dies an, sowie ein Drit-
tel der Wähler der Union. Die Mehrheit von AfD und BSW will die Unterstüt-
zung der Ukraine beenden (jeweils 79 Prozent). Interessant ist auch die Alters-
verteilung: Denn die Mehrheit der Deutschen im Alter von 18 bis 29 Jahren (57
Prozent) will, daß die nächste Regierung die Unterstützung einstellt. Dagegen
wollen nur 28 Prozent der Bundesbürger älter als 70 Jahre keine Waffen oder
Geld an die Ukraine senden. Bemerkenswert ist auch der Umstand, daß 51 Pro-
zent der Frauen sich für eine Einstellung der Unterstützung an die Ukraine aus-
sprechen gegenüber 40 Prozent bei den Männern. Die Unterstützung der Ukrai-
ne ist auch eher im Westen Deutschlands gegeben. 42 Prozent der Westdeutschen
wollen die Hilfe einstellen, in Ostdeutschland sind es dagegen 61 Prozent. 30
Prozent der Menschen im Westen Deutschlands wollen die Ukraine weiterhin
mit Waffen und Geld unterstützen. Das gilt indes nur für 21 Prozent der Deut-
schen im Osten.

Richtigstellung zum Abschiebungsgeschehen. Der entsetzliche Anschlag von
München löste einen allgemeinen Aufschrei der Entrüstung aus. Alle politisch
Verantwortlichen forderten umgehend strengste Maßnahmen; Bundesinnenmi-
nisterin Faeser betonte, daß Abschiebungen nach Afghanistan weitergehen wür-
den. Aus der Antwort der Bundesregierung auf eine kleine Anfrage des CDU-
Politikers Christoph de Vries geht nun aber hervor, daß in den vergangenen 12
Monaten mehr als 3900 Afghanen von der Bundesregierung eingeflogen wur-
den, während im gleichen Zeitraum, und zwar Ende August, lediglich 28 von
ihnen abgeschoben werden konnten. Bei Letzteren handelte es sich um verur-
teilte Straftäter, die kein Bleiberecht in Deutschland hatten und gegen die Aus-
weisungsverfügungen vorlagen. Das war wohlgemerkt der erste Abschiebeflug
seit der Machtergreifung der Taliban 2021. In ihrer Antwort vermerkt die Bun-
desregierung außerdem, daß zeitgleich 3072 Personen aus Afghanistan eine Auf-
nahmezusage (Stand 24. Januar 2025) hätten. »1979 Personen sind noch nicht
nach Deutschland eingereist. Mehr als 80 Prozent der bisher nicht eingereisten
Personen befinden sich derzeit in den verschiedenen Schritten im Ausreisever-
fahren in Pakistan.« Christoph de Vries merkt abschließend an: »Die Zahlen stra-
fen Außenministerin Baerbock Lügen, die noch in der letzten Sitzungswoche im
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Bundestag gegenüber Thorsten Frei behauptet hatte, es kämen über diese Pro-
gramme keine Afghanen mehr nach Deutschland… Daß es überhaupt noch frei-
willige Aufnahmeprogramme gibt angesichts der Migrationskrise, in der wir uns
befinden, ist für sich schon ein Skandal und Ausdruck der Ignoranz von SPD
und Grünen gegenüber dem Wunsch der breiten Mehrheit der Bürger nach ei-
ner echten Asylwende.« (Quelle: nius.de, 14.2.25)

Alice Weidel pfercht bei Wehrpflicht vor. In der Schlußrunde bei ARD und
ZDF zur Bundestagswahl rückte die Bundeswehr im Gegensatz zum bisherigen
Wahlkampf in den Mittelpunkt der Diskussion. Zur Stärkung der Bundeswehr
warb die AfD-Kanzlerkandidatin für eine zweijährige Wehrpflicht: Deutschland
sei nicht mehr zur Landesverteidigung fähig; außerdem diene die Wehrpflicht
auch der Identifikation der Bevölkerung mit ihrer Armee. Diese Position der AfD
ist nicht neu. Bereits im Sommer 2018 sprach sich die AfD für eine Aufhebung
der Aussetzung der Wehrpflicht aus und forderte in ihrem Parteiprogramm aus
dem Jahr 2024, zum Pflichtdienst für junge Männer zurückzukehren. Die Union
hatte sich für eine schrittweise Wiedereinführung der 2011 ausgesetzten Wehr-
pflicht ausgesprochen; eine Rückkehr ist laut Koalitionsvertrag allerdings aus-
geschlossen, da die SPD weiterhin an einer Freiwilligenarmee festhalten wolle,
ebenso die Grünen. Die FDP lehnt eine Wehrpflicht ab, will aber die Bundes-
wehr professioneller ausstatten. BSW und Linke lehnen ihrerseits ebenfalls eine
Pflicht zum Wehrdienst kategorisch ab, mit der Begründung, daß für eine vertei-
digungsfähige Bundeswehr keine Wehrpflicht notwendig sei.

Niederschmetternde Ergebnisse beim Probetag fürs Gymnasium in Berlin. Nur
51 von 1937 Kindern bestanden den Eignungstest, das bedeutet eine Durchfall-
quote von 97,4 Prozent! Kein einziger der 51 migrantischen Willkommensschü-
ler, die angetreten waren, ging mit Erfolg aus dem Probetag. Auch kein einziges
der 248 Kinder, die im Bezirk Mitte antraten, war erfolgreich. (Quelle: bz-berlin.de,
28.3.25) Angesichts dieser verheerenden Ergebnisse sind die Forderungen der
zur Zeit im Aufwind befindlichen Linken bezeichnend. Ihr Co-Parteivorsitzen-
der Jan van Aken spricht sich für eine gänzliche Abschaffung der Hausaufgaben
aus, da sie »strukturelle Ungerechtigkeit« erzeugen und die soziale Spaltung
vertiefen würden. Kinder von Akademiker-Eltern seien hier im Vorteil gegen-
über anderen Kindern. »Lernen gehört in die Schule, nicht ins Wohnzimmer«,
betont van Aken. Außerdem fordert die Linke die Einführung einer Einheits-
schule. (Quelle: u.a. tagesspiegel.de,  4.4.25)

Lehrer sollen vor gefährlichen Schülern fliehen. Schüler greifen immer häufi-
ger Lehrer an – auch die Eltern werden öfter handgreiflich. Deshalb wurde in
NRW jetzt ein Leitfaden zu »Gewalterfahrungen an Schulen« für Lehrer und
Schulpersonal herausgegeben. »Entfernen Sie sich aus der Gefahrenzone!«, wird
empfohlen.  Und bei »Handlungsempfehlung« steht: »Verlassen Sie das Gesichts-
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feld des Angreifers, provozieren Sie nicht und vermeiden Sie jede Eskalation.«
(Quelle: m.bild.de, 14.4.25)

Wie gefährlich ist dieser Raumvogel für unsere Kinder? Auf
einem Kinderspielplatz im Spandauer Ortsteil Haselhorst thront
ein Adler aus Bronze und macht auf den ersten Blick einen un-
problematischen Eindruck. Die Skulptur mit dem Titel »Adler-
horst mit Gelege«: Der Bronze-Adler beschützt mit seinen ge-
öffneten Flügeln Jungtiere. Die Plastik schuf Max Esser, der unter
anderem für die berühmte Meißner Porzellanmanufaktu arbei-
tete, im Jahre 1935 anläßlich der Vollendung der Reichsfor-
schungssiedlung Haselhorst als Denkmal der »nationalen Erhe-
bung«. Nun wenige Wochen vor dem 80. Jahrestag der
Kapitulation Deutschlands sorgt das Kunstwerk für Wirbel, los-
getreten von Gudrun O’Daniel-Elmen, der »Erinnerungsbeauf-
tragten der evangelischen Kirche«: »Nachdem ich mir die Skulp-
tur angesehen hatte, war ich entsetzt, daß dieses martialische
Nazi-Machwerk bis heute einen Spielplatz inmitten einer Wohn-
siedlung ziert«, meinte sie gegenüber dem Tagesspiegel. Nun wird
diskutiert, ob der Bronze-Adler den Abflug machen muß. (Quel-
le: bz-berlin.de, 31.3.25)

»Bunt ist viel schöner als braun«.  In einer Grundschule in Fürth
müssen 8-Jährige fragwürdige Lieder mit fragwürdigen Texten
singen – eindeutig »gegen Rechts«. »Wir wollen Vielfalt! Wir
wollen das Leben! Jeder darf hier jeden lieben, Es ist nicht schwie-
rig – du wirst stau’n, Denn bunt ist viel schöner als braun.« Das

Lied »Bunt ist viel schöner als braun« ist am Ende bezeichnenderweise mit dem
Stichwort »fckafd« versehen. Gegenüber dem Internetportal nius berichtete ein
betroffener Vater: »Dieses Lied soll vom gesamten Jahrgang auswendig gelernt
werden und dann jeweils in den einzelnen Klassen vertont und auf CD gebrannt
werden... Ich bin überzeugt, daß unsere Kinder mit dieser Aktion gezielt in eine
Richtung beeinflußt werden sollen und ihnen von klein auf Willkommenskultur
beigebracht werden soll. Hier ist schon in der Grundschule für weitere Indoktri-
nation gesorgt.« (Quelle: nius.de, 11.3.25)

Ende der Wokeness (soviel wie ›Wachsamkeit für Diskriminierung  und Miß-
stand‹) bei Amazon. Auch Onlinehändler Amazon schafft Diversity-Richtlinien
ab. Noch im vergangenen Jahr warben LGBT-Mitglieder und Mitarbeiter von Ama-
zon unter dem Motto »#ProudToBeMe: Warum es bei Amazon normal ist, anders
zu sein« für die diverse Ausrichtung des Onlinehändlers. Nun hat der Online-
Gigant seine Richtlinien zum Schutz diverser Mitarbeiter-Gruppen abgeschafft,
darunter »Solidaritäts«-Versprechen mit seinen schwarzen Mitarbeitern und
Gesundheitsleistungen für Transgender-Arbeitnehmer. Ebenfalls entfernt wurde

Skulptur »Adlerhorst
mit Gelege« von Max

Esser aus dem Jahre
1936, in Berlin-

Haselhorst.
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die Zusage des Unternehmens, »auf US-Bundes- und Staatsebene an einer Gesetz-
gebung zu arbeiten«, das einen Antidiskriminierungsschutz für Transgender-Per-
sonen bieten würde. In diesem Zusammenhang hatte Meta-Chef Mark Zuckerberg
vor Kurzem in einem Interview jene »›kulturell kastrierte‹ Unternehmensumge-
bungen« kritisiert,  in denen traditionelle männliche Eigenschaften wie Aggressi-
vität vermieden würden. Er argumentierte, daß Arbeitsplätze ein Gleichgewicht
zwischen männlicher und weiblicher Energie benötigen, um erfolgreich zu sein«.
(Quelle: berliner-zeitung.de, 14.1.25)

Erstmals gibt es in Deutschland mehr Konfessionslose als Kirchenmitglieder.
Die beiden großen Kirchen haben 2024 zusammen mehr als eine Million Mitglie-
der verloren. Aus der katholischen Kirche traten im vergangenen Jahr rund
322.000 Menschen aus, rund 213.000 Katholiken starben.  345.000 Menschen kehr-
ten 2024 der evangelischen Kirche den Rücken, und rund 335.000 evangelische
Christen starben. Daß die Kirchen immer leerer werden, überrascht nicht. Schuld
an den Kirchenaustritten sind vor allem die Kirchen selbst. »Durch einseitige
Politisierung mit deutlich linker Schlagseite haben sie sich weit von ihrem Glau-
bensauftrag entfernt – und damit überflüssig gemacht«, meint Hannah Bethke
(welt.de, 5.4.25) Bischof Georg Bätzing, Vorsitzender der römisch-katholischen
Deutschen Bischofskonferenz, hat das gute Abschneiden der AfD bei den Bun-
destagswahlen als »sehr besorgniserregend« bezeichnet; den Wählern der Partei
wolle er »keinen maßvollen Umgang« mehr bieten, ja sprach ihnen ausdrücklich
die Solidarität der Kirche ab. Hinzu kommen immer wieder haarsträubende, skan-
dalöse Vorfälle, wie zuletzt im bayerischen Landkreis Regen, wo ein Pfarrer sei-
nen Oberministranten aus dem Dienst entlassen hat, nur weil er sich mit dem
AfD-Politiker Maximilian Krah fotografieren ließ. Nach Angaben der Familie des
Jugendlichen habe der Pfarrer ihn als »Nazi« und als »scheinheiligen, falschen
und verlogenen Christen« beschimpft. (Quelle: web.archive.org, 4.4.25).

Zu viele haben AfD gewählt. Das Pflegeunternehmen BeneVit aus Mössingen
(Kreis Tübingen) hatte vor, in Onstmettingen, einem Stadtteil von Albstadt,  eine
Pflegeschule für rund 75 ausländische Pflegekräfte zu bauen, und plante, rund
10 Millionen Euro zu investieren. In dem Komplex sollte auch eine städtische
Kindertagesstätte unterkommen. Dieser Traum hätte für Stadt fast wahr werden
können – wäre da nicht das Wahlergebnis bei der letzten Bundestagswahl, bei
der die AfD weit über 30 Prozent der Stimmen in einigen Wahllokalen errang.
Diese Zahlen hätten in dem privaten Investor Bedenken ausgelöst, zumal im Ort
sich »doch ein sehr hoher Anteil für Remigration« ausgesprochen habe, was für
seine Schule »nicht gerade förderlich« gewesen wäre. Er sah sich daher veran-
laßt, sein Vorhaben nicht in die Tat umzusetzen. Nun machen die anderen un-
terlegenen Parteien Druck mit dem Argument, daß die AfD dem Wirtschafts-
standort Deutschland schade.  (Quelle: schwaebische.de, 3.4.25)

Berlin versinkt im Schuldensumpf. Die Ausgaben für Asylbewerber in Berlin
beliefen sich im vergangenen Jahr auf insgesamt zwei Milliarden Euro. Das ent-



16Freies Forum/1-25

spricht dem Doppelten von dem, was der Berliner Bürgermeister Wegner zuvor
angekündigt hatte. Die finanzielle Notlage durch die hohen Flüchtlingskosten
will man nun mit Schulden ausgleichen. Die von den Koalierern beschlossene
Aufweichung der Schuldenbremse kommt also wie gerufen. Nun wurde am 1.
April (kein Aprilscherz) bekannt, daß Berlin eine weitere gigantische Asylunter-
kunft für 1500 Migranten plane – für sagenhafte 165 Millionen Euro. Mittlerweile
belaufen sich in der Hauptstadt die jährlichen Kosten allein für die Unterbrin-
gung von Asylbewerbern auf eine Milliarde Euro. (Quelle: nius.de, 1.4.25)

Höchstes kommunales Defizit seit der Wiedervereinigung. Die Ausgaben der
Kommunen sind im Jahre 2024 enorm gestiegen, das zeigen Zahlen des Statisti-
schen Bundesamts. 24,8 Milliarden Euro betrug der Fehlbetrag im vergangenen
Jahr, so viel wie noch nie seit der deutschen Wiedervereinigung 1990. Damit ist
eingetreten, wovor Bürgermeister und Landräte seit Jahren warnen. Besorgnis-
erregend ist, daß sich das Defizit gegenüber dem Jahr 2023 deutlich erhöht hat,
und zwar um 18,2 Milliarden Euro. Maßgeblicher Treiber dafür waren höhere
Sozialleistungen, die 84,5 Prozent erreichten und so um 11,7 Prozent stiegen.
(Quelle: welt.de; kommunalk.de,  1.4.25)

Mangel an Nachwuchs und Arabisch-Dolmetschern.  Die vielen gewalttätigen
Übergriffe auf Polizisten in Berlin schrecken offenbar junge Menschen vor einer
Bewerbung bei der Polizei ab. Nach Angaben der Polizei hat sich die Zahl der
tätlichen Angriffe auf Einsatzkräfte fast verdoppelt: von 1519 Fällen im Jahr 2019
auf 2973 im Jahr 2023. Die Polizei habe außerdem Schwierigkeiten, vereidigte
Dolmetscher zu finden, die volksverhetzende Parolen erkennen können, die in
arabischer Sprache skandiert werden. (Quelle: berliner-zeitung.de, 10.3.25)

Immer mehr unerledigte Verfahren bei den Staatsanwaltschaften. Bei den
Staatsanwaltschaften in Deutschland gibt es nach Angaben des Deutschen Rich-
terbundes inzwischen knapp 933.000 unerledigte Fälle. Damit habe es im Jahr
2024 fast 30 Prozent mehr offene Verfahren gegeben als im Jahr 2021, hieß es. Die
Folgen seien längere Strafverfahren und weniger Anklagen. Teilweise dauern
Verfahren so lange, daß Verdächtige entlassen werden müssen. Zu den Grün-
den für die stetig hohen und teils steigenden Zahlen gehört der »demographi-
sche Faktor«: Bis 2030 werden beispielsweise in Sachsen nahezu jeder zweite
Staatsanwalt bzw. Richter in Pension gehen, und das ist ein bundesweites Phä-
nomen. Deshalb seit laut Richterbund vielerorts ein Trend erkennbar, die Ein-
stellungsvoraussetzungen, konkret die Note im Zweiten Staatsexamen, herab-
zusenken – beispielsweise Nordrhein-Westfalen verlangt schon seit 2024 nur noch
7 Punkte im Zweiten Staatsexamen.  (Quelle: lto-de, 11.3.25)

Gerichtsurteil gegen AfD-Mitglieder ist rechtmäßig. Das Verwaltungsgericht
Magdeburg hat Klagen von drei AfD-Mitgliedern gegen den Entzug ihrer Waf-
fenerlaubnisse abgewiesen. Ihnen war ihre waffenrechtliche Erlaubnis wegen ih-
rer Mitgliedschaft in der Partei entzogen worden. Begründet wurde dies mit der
Einstufung der Partei durch den Landesverfassungsschutz, der die Partei als gesi-
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chert rechtsextremistische Bestrebung einstuft. Dadurch gelten die AfD-Mitglie-
der als »waffenrechtlich unzuverlässig«. Das Gericht argumentierte in bemer-
kenswerter Weise, daß eine jahrelange einwandfreie Führung nicht ausreiche -
die Betroffenen hätten sich stattdessen »beharrlich von Verhaltensweisen und
Aussagen anderer Mitglieder« distanzieren müssen. (Quelle: u.a. apollo-news.net
(30.3.25)

Trotz hoher Wählergunst kaum in Talkshows vertreten. Trotz ihres guten Ab-
schneidens bei der Bundestagswahl bleibt die AfD in den Talkshows weitge-
hend unberücksichtigt. Der Trend, daß die AfD trotz ihres hohen Zuspruchs im
Vergleich zu den anderen Parteien nur selten in Talkshows der Öffentlich-Recht-
lichen Sender ARD und ZDF eingeladen wird, setzt sich also auch nach der letz-
ten Bundestagswahl fort. Das bemerkenswerte Ungleichgewicht in der media-
len Präsenz politischer Parteien in Deutschland wirft Fragen zur Ausgewogenheit
und Fairness der Berichterstattung auf. Grüne nutzten mit 21% der Auftritte die
Medienpräsenz, trotz nur 11,6% bei den Bundestagswahlen. (Quelle: u.a. freilich-
magazin.com, 29.3.25)

Es tut sich doch was. Mit der dreiteiligen Dokumentation Klar,
die sich mit »Streitfragen unserer Zeit« beschäftigt, sorgte die
ARD neulich für Furore. In der ersten Folge ging es um illegale
Migration. Die junge Moderatorin Julia Ruhs, BR-Journalistin
und FOCUS-online-Kolumnistin, schlug dabei ungewohnt mi-
grationskritische Töne an und wurde von linken Journalisten
scharf attackiert. Jan Böhmermann (Satire-Show »ZDF Maga-
zin Royale«) sprach von »Schweinereien« und »Unmenschlich-
keit« und warf den Machern vor, »rechtspopulistischen Quatsch
in der Birne« zu haben. Ein steuerfinanzierter migrantischer
Medien-Verein, also eine NGO, forderte Konsequenzen: Die
Sendung »verfestigt rassistische Narrative und schürt Angst«.
Ruhs reagierte auf X auf Böhmermanns Kritik ironisch: »Der
Spiegel mag uns nicht, Böhmermann mag uns nicht, die taz,
Übermedien und Titanic mögen uns auch nicht. Wer eben ge-
nannte Medien und Personen ebenfalls öfter sehr fragwürdig
findet, ist bei uns dagegen sehr richtig.« (Quelle:
jungefreiheit.de, 13.4.25)

Eklat in Buchenwald. Bei einer Gedenkveranstaltung zur Befreiung des KZ Bu-
chenwalds vor 80 Jahren, an der auch der Botschafter Israels, Ron Prosor, zur
Kranzniederlegung kam, hat eine junge Teilnehmerin für großes Mißfallen ge-
sorgt. Die junge Teilnehmerin stellte auf Englisch ein Jugendprojekt vor und
sprach von einem »Genozid« in Palästina. Aus Buchenwald müßten Lehren  ge-
zogen werden, man müsse auch heute bei Ungerechtigkeiten laut werden. An-
gesichts der Buh-Rufe einiger Terilnehmer griff der Gedenkstättenleiter Jens-
Christian Wagner entschärfend direkt ein: Es müsse um die unschuldig Getöteten

Julia Ruhs. Sie versteht
sich als konservative

Rebellin,
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dort getrauert werden können – aber von einem »Genozid« zu sprechen, gerade
an einem Ort wie Buchenwald gehöre sich nicht. Zur Erinnerung: Die Regierung
Südafrikas warf im Dezember 2023 Israel vor, gegen die Völkermordkonvention
zu verstoßen. Das Gericht in Den Haag erklärte in einem vorläufigen Urteil An-
fang 2024, die Vorwürfe seien »plausibel«. Israel wies die Anschuldigungen zu-
rück. (Quelle: u.a. ntv-de, 6.4.25)

Wegen eines satirischen Faeser-Memes zu sieben Monaten
Haft verurteilt. Das Amtsgericht Bamberg hat David Bendels,
den Leiter des AfD-nahen Deutschland-Kurier, wegen der Ver-
öffentlichung einer satirischen Fotomontage über Innenmini-
sterin Nancy Faeser zu einer Freiheitsstrafe von sieben Mona-
ten verurteilt – das Gericht sah den Straftatbestand der
»Verleumdung gegen Personen des politischen Lebens« nach
dem Beleidigungsparagrafen 188 des Strafgesetzbuches (StGB)
als erfüllt an.  Das Urteil, das noch nicht rechtskräftig ist, wur-
de zur Bewährung ausgesetzt. Im Kontext von Faesers Ankün-
digung, gegen vermeintliche Staatsverhöhnung vorzugehen,
hatte Bendels am 28. Februar 2024 eine Fotomontage veröffent-
licht, auf der Faeser ein Schild vor ihrem Körper trug, auf dem
»Ich hasse die Meinungsfreiheit« stand. Tatsächlich war auf dem
Schild, das anläßlich des Holocaust-Gedenktages einen Monat
zuvor erstellt worden war, der Schriftzug »We Remember« zu

sehen. Bundesinnenministerin Nancy Faeser fühlte sich dadurch offenbar ange-
griffen und soll laut der Jungen Freiheit den Strafantrag gegen Bendels höchst selbst
gestellt haben. Bendels hat bereits angekündigt, gegen die Strafe in Berufung zu
gehen. (Quelle: apollo-.news.nt, 8.4.25) Inzwischen berichtete die Junge Freiheit
(16.4.259, daß  das Bamberger Amtsgericht Bendels »mit weiteren Prozessen über-
zogen« und Faeser erneut »persönlich Strafantrag« gestellt habe.

Stigmatisiert »Islamismus« ganze Menschengruppen? Die Berliner Jusos wol-
len das Wort »Islamismus« nicht mehr benutzen. Der Begriff, der eigentlich für
Politik, Behörden und Wissenschaft ein fester Begriff ist, sei für eine ganze Reli-
gion diskriminierend und befeuere den Rassismus, meinen sie. Sie plädieren dafür,
statt von »Islamismus« künftig von »Islamischem Extremismus« zu sprechen.
Die Frankfurter Ethnologie-Professorin Susanne Schröter kritisierte bei X den
Vorstoß der Jusos am Montag. Die Jusos wollten das Problem Islamismus »in
den Bereich des Nichtsagbaren schieben. Sie verharmlosen damit demokratie-
feindliche Akteure und treiben eine neue Welle der Cancel Culture an«. Die klei-
ne Welt der Jungsozialisten sei einfach: Für sie würden Tatsachen stören, und
wer sie benenne, sei ein Rassist. (Quelle: jungefreiheit.de, 8.4.25)

David Bendels

Unfaßbar. Eine 59jährige Frau aus Tuttlingen wollte die strengen Corona-Maß-
nahmen nicht akzeptieren und beteiligte sich am 1. Mai 2001 an einer nicht ange-
meldeten Demo. Es kam zu Auseinandersetzungen und Gerangel mit der Polizei,
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Nach längerer Krankheit ist JÜRGEN GRAF am 13. Januar 2025 von uns gegan-
gen. Er wurde 1951 in Basel geboren, studierte Französisch, Englisch und skan-
dinavische Sprachen an der Universität Basel. Jürgen Graf arbeitete zunächst
als Lehrer in der Schweiz. Im Juli 1982 brach er zu einer Reise nach Ostasien auf.
Ein Jahr später fand er in Taiwan eine Anstellung als Dozent für Germanistik an
einer örtlichen Universität. Diese Tätigkeit übte er bis Mai 1988 aus.
Anschließend kehrte er in die Schweiz zurück und arbeitete in Basel als Befrager
von Asylbewerbern für den Deligierten für das Flüchtlingswesen auf dem zur
Empfangsstelle umfunktionierten Rheinschiff ›Basilea‹ Diese Tätigkeit als Über-
setzer für Asylanten verarbeitete er in seinem ersten Buch Das Narrenschiff. Sei-
ne kritische Haltung in der Überfremdungsfrage brachte ihm ebenso wie seine
nonkonformen Ansichten in anderen Themenbereichen juristischen Ärger ein.
Bereits 1995 war er in der BRD gemäß dem Maulkorbparagraphen zu einem
Jahr Freiheitsstrafe auf Bewährung verurteilt worden. Im Juli 1998 verurteilte
ihn ein Schweizer Gericht wegen seiner Schriften zu 15 Monaten Haft und einer
hohen Geldstrafe. Jürgen Graf entzog sich seinen Haftstrafen durch eine Flucht.
Erst 2018 konnte er in seine Heimat zurückkehren, wo er bis zuletzt an einem
weiteren Buch gearbeitet hat. Jürgen Graf war ein Sprachgenie: Er beherrschte
fünfzehn Sprachen, darunter Türkisch, Arabisch und Chinesisch.

Wird juristisches Urteil zum Maßstab? Die Stadtbücherei Münster hatte im Jahr
2024 zwei Bücher mit folgendem Hinweis versehen: »Dies ist ein Werk mit um-
strittenem Inhalt. Dieses Exemplar wird aufgrund der Zensur-, Meinungs- und
Informationsfreiheit zur Verfügung gestellt.« Der Verfasser verlangte die Entfer-
nung des Hinweises. In der einen Publikation werden die Mondlandung und der
Atombombenabwurf auf Hiroshima bestritten.  Grund genug für die Stadtbüche-
rei, auch weitere Bücher mit Einordnungen zu versehen. Das Verwaltungsgericht
Münster urteilte nun: zu Recht. In der Entscheidung wird betont, daß die Büche-
rei keine Neutralitätspflicht wie Amtsträger gegenüber politischen Parteien habe.
Aber sie müsse sich an das Sachlichkeitsgebot halten. Dies sei im vorliegenden
Fall erfüllt. (Quelle: ga.de, 15.4.25)

dei den Demonstrationszug, rund 50 Personen, aufzuhalten versuc hte.  Zum Zeit-
punkt der Aktion galten in Baden-Württemberg noch strenge Corona-Maßnah-
men. Öffentliche Versammlungen waren entweder verboten oder nur unter Auf-
lagen gestattet. Das Urteil, das das Amtsgericht Tuttlingen bereits gesprochen
hatte – acht Monate Haft auf Bewährung – akzeptierte die Frau nicht und ging in
Berufung. Das Landgericht Rottweil verhandelte: Der Vorwurf: Landfriedens-
bruch, Verstoß gegen das Versammlungs- und Vermummungsverbot und das
Führen einer »Waffe«, eine brennende Fackel. Die Angeklagte wurde erneut ver-
urteilt, diesmal zu einer Gesamtgeldstrafe von 7500 Euro, das entspricht 150 Ta-
gessätzen à 50 Euro. Das Urteil sei rechtskräftig. (Quelle: schwaebische.de, 12.4.25)
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In den Jahren 1524 und 1525 kam es in Deutschland zur »Revolution des gemei
nen Mannes«. An zahlreichen Schauplätzten erhoben sich Bauern, aber auch

vielfach städtische Handwerker und Bergknappen gegen die Ausbeutung ihrer
Feudalherren. Wegen ihrer bis dahin nicht gekannten Reichweite können jene
Aufstände als die erste Massenbewegung der deutschen Geschichte bezeichnet
werden. In weiten Teilen Thüringens, Sachsens und Süddeutschlands bis zur
Schweiz und zum Tirol verbreiteten sich die Forderungen wie ein Lauffeuer aus.
Begünstigt wurde die ›Uffrur‹ eigentlich durch die 1517 von Martin Luther auf-
gestellten 95 Thesen gegen den Ablaßhandel und den Beginn der Reformation in
Deutschland. Die Aufständischen richteten sich zur Begründung ihrer Forderun-
gen und Handlungen weitgehend an den neuen Ideen der Reform aus. Die Bau-
ernrevolte war aber keine einheitliche Bewegung. Im Gegensatz zu Luther
standen manche Anführer wie der Theologe Thomas Müntzer für die gewaltsa-
me Befreiung der Bauern. Als die Aufstände gewalttätig wurden, distanzierte sich
Luther von ihnen, obwohl er die Sache der Bauern nach wie vor für gerecht hielt.
Die Störung des Friedens konnte er aber nicht unterstützen.
Anfang Mai 1525 verfaßte Luther, der ein paar Monate zuvor in seiner Ermah-
nung zum Frieden das »hochmütige« Verhalten der Fürsten kritisiert hatte, die
Schrift Wider die mörderischen und räuberischen Rotten der Bauern, in der er die Lan-
desherren aufrief, die Aufständischen zu töten: »man soll sie zerschmeißen, wür-
gen, stechen, heimlich und öffentlich, wer da kann, wie man einen tollen Hund
erschlagen muß«. Um die Zerschlagung der Bauernbewegung zu begründen, be-
rief sich Luther auf die Bibelstelle Römer 13: »Jedermann sei untertan der Obrig-
keit, die Gewalt über ihn hat.« Wohl ausschlaggebend für Luthers Haltung wird
wohl die Bluttat zu Weinsberg am 17. April 1525 gewesen sein, als aufständische
Bauern Graf Ludwig von Helfenstein und seine Ritter auf grausame Weise töteten.
Thomas Müntzer, der zunächst ganz auf einer Linie mit Luther war, wurde zu
einem seiner Gegenspieler: Während Luther zur Mäßigung aufgerufen hatte, stand
Müntzer für eine gewaltsame Befreiung der Bauern. In Mühlhausen, wo er Pfar-
rer war, setzte er sich sehr früh für eine sozialrevolutionäre Bibelauslegung gegen
die kirchliche und weltliche Obrigkeit ein, forderte für alle Menschen das gottge-
gebene Recht auf Freiheit und Gleichheit und war bestrebt, seine Vorstellungen

einer gerechten Gesellschaftsordnung
zu konkretisieren. Am 13. Juli 1524 hielt
er auf Schloß Allstedt seine sogenann-
te Fürstenpredigt vor Kurfürst Johann
von Sachsen und dessen Sohn Johann
Friedrich. Darin prangerte er die Will-
kür der weltlichen und geistlichen Ob-
rigkeit an und deren mangelnde Re-
formtätigkeit und erhob das Volk vom

500 Jahre Bauernkrieg

Thomas
Müntzer
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Unter dem Titel »freiheyt 1525 –
500 Jahre Bauernkrieg« findet im

Jahr 2025 die Thüringer Landesaus-
stellung in Mühlhausen und Bad

Frankenhausen statt: in Mühlhau-
sen vom 26. April bis 19. Oktober
2025; in Bad Frankenhausen (Bild

rechts) vom 10. Mai bis 17. August.
In Süddeutschland: Ausstellung

»UFFRUR! Utopie und Widerstand
im Bauernkrieg 1524/25« im

Kloster Schussenried (26. April bis
5. Oktober 2025)

Flugschrift der Zwölf Artikel
von Memmingen von 1525

einfachen Untertanen zu selbst bestimmenden Menschen.
Er forderte die »Gemeinschaft aller Güter, die gleiche Ver-
pflichtung aller zur Arbeit und die Abschaffung aller Ob-
rigkeit«. »Alles gehört allen« bekannte er im Verhör nach
seiner Gefangennahme. Müntzers Bestrebung, einzelne
verschiedene Thüringer Bauernhaufen zu vereinigen, hat-
te keinen Erfolg. Mit 300 Mühlhäusern zog Thomas Münt-
zer am 10. Mai 1525 von Mühlhausen nach Frankenhau-
sen. Bei der entscheidenden Schlacht bei Frankenhausen am
15. Mai 1525 wurden sie durch ein Fürstenheer vollständig
besiegt. Müntzer wurde gefangen genommen und am 27.
Mai in Mühlhausen enthauptet.
Der Bauernkrieg endete am 28. Juli 1525 mit der Schlacht
von Pfeddersheim statt. Die überlebenden Aufständischen
fielen automatisch in Reichsacht, verloren damit alle Rechte und Privilegien und
waren somit vogelfrei. Zahlreichen Gemeinden wurden Rechte aberkannt, weil
sie die Bauern unterstützt hatten. Teilweise ging die Gerichtsbarkeit verloren.
Was ist rückblickend festzuhalten? Aus unserer Sicht wohl jene Zwölf Artikel
von Memmingen, welche Bauern im März 1525 gegenüber dem Schwäbischen
Bund erhoben. Sie gelten als eine der ersten niedergeschriebenen Forderungen
nach Menschen- und Freiheitsrechten in Europa. Die revolutionäre Bewegungen
im Übergang vom Mittelalter zur Neuzeit brachten für die deutschen Bauern kei-
ne Erleichterungen. Erst die Französische Revolution von 1789 gab einen entschei-
denden Anstoß zur Bauernbefreiung und zur Aufhebung vieler feudalen Abhän-
gigkeiten.
Es sei schließlich an jenen richtungweisenden Einladungsmanifest der Zarin Ka-
tharina II. vom 22. Juli 1763 erinnert. Mit ihrem Manifest, das in ganz Europa
verbreitet wurde, sicherte sie ausländischen Siedlern zahlreiche Rechte zu und
versprach vielerlei Vergünstigungen: unentgeltliche Zuteilung von Land, freie
Steuerjahre, innere Selbstverwaltung, Berufs- und Religionsfreiheit. Viele deut-
sche Bauern folgten der Einladung und entzogen sich mit dem Aufbau alternati-
ver Strukturen der Unterdrückung der Gewaltherrschaft. !

Schlachtberg mit Panoramamuseum
in Bad Frankenhausen
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Mario Kandil u. a.: Der vertuschte Völkermord an den Deutschen

Die Neuerscheinung aus dem Pionier Verlag (Linz – AUF1) erscheint gerade recht-
zeitig zum 80. Jahrestag der bedingungslosen Kapitulation der Deutschen Wehr-
macht am 8. Mai 1945. Vier Autoren, darunter der in GfP-Kreisen wohlbekannte
promovierte Historiker Mario Kandil, beschreiben auf über 400 Seiten das Schick-
sal deutscher Zivilisten anno 1945 und danach, aber auch von Wehrmachtsoldaten,
die in alliierte Gefangenschaft gerieten.
Seit der von Systemmedien und Politikern der Altparteien bis heute enthusiastisch
gefeierten Rede des damaligen Bundespräsidenten Richard von Weizsäcker zum
40. Jahrestag des Kriegsendes in Europa im Jahre 1985 gilt der 8. Mai in deutschen
Landen als »Tag der Befreiung«. Doch fühlten sich damals wirklich die meisten
Deutschen ›befreit‹ oder nur erleichtert über das Ende der Kampfhandlungen? Ein
Pauschalurteil – wie es heute von oben verordnet wird – verbietet sich auf Grund
der Komplexität der Ereignisse und Einzelschicksale!
Im ersten Kapitel wird die Verfolgung Deutscher in der Zwischenkriegszeit in den
durch die Diktate von Versailles und St. Germain abgetretenen Gebieten darge-
stellt. Dabei liegt der Schwerpunkt auf Polen. Das zweite Kapitel behandelt die
Vertreibung, Vernichtung und Deportation der Deutschen aus Ost- und Südoste-
uropa von 1944 bis 1948. Neben dem Verlust der Heimat und der Behandlung der
wehrlosen Deutschen in diesen Gebieten werden auch Zahlen genannt, die den
Völkermordcharakter dieses von den Alliierten sanktionierten Verbrechens offen-
baren.

Das dritte Kapitel beschäftigt sich mit den verheerenden westalliier-
ten Bombenangriffen auf deutsche Städten 1945, also zu einem Zeit-
punkt, als der Krieg für Deutschland längst verloren und die Vertei-
digungsmöglichkeiten gegen die tödliche Fracht aus der Luft äußerst
gering waren. Das Ziel der britischen Regierung war ganz klar, die
deutsche Zivilbevölkerung zu terrorisieren. Aber auch der Umgang
der Westalliierten und Sowjets mit Kriegsgefangenen und Zivilisten
in ihren Besatzungszonen ist Teil dieser Rubrik. Hierbei wird auch
auf die berüchtigten Rheinwiesenlager und die Vergewaltigungsor-
gien durch Rotarmisten eingegangen.
Im letzten Kapitel wird die Kulturvernichtung und »zweite Vertrei-

bung« der Deutschen behandelt, nämlich die Zerstörung von Soldatenehrenmä-
lern und anderer Gedenkstätten durch zeitgeistige Bilderstürmer. In einem Anhang
werden »verschwiegene Völkermord-Pläne gegen Deutschland« dargestellt und ana-
lysiert sowie historische Dokumente abgedruckt.
Mit diesem Buch wollen vier Autoren 80 Jahre nach Kriegsende auf die unterdrück-
te Geschichte von Millionen deutschen Toten hinweisen: an das millionenfache Ster-
ben nach dem 8. Mai 1945, also nach der ›Befreiung‹ durch die Alliierten. !

Mario Kandil u. a.: Der vertuschte Völkermord an den Deutschen. Wie die
Vernichtung nach 1945 weiterging..., 420 S., geb., zahl. Abb., Pionier Verlag, € 34.90
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Gerald Grosz: Der perfekte Untertan
Wieder einmal hat Gerald Grosz zugeschlagen, und zwar in Form
eines Buches. Der steirische Bestsellerautor, der zu den bekanntes-
ten und wortgewaltigsten rechten Publizisten im deutschen Sprach-
raum gehört und oft als Redner bei der AfD und Kommentator im
Fernsehen auftritt, begann seine politische Karriere bei Jörg Haider,
dem er auch dieses Buch widmete. Als Nationalratsabgeordneter
und letzter Parteichef des von Haider gegründeten BZÖ bekam er
einen tiefen Einblick in die – vielfach als schmutzigstes Geschäft be-
zeichnete – Politik.
In seinem neuesten Werk befaßt er sich mit der Untertanenmentali-
tät vieler Bürger, die oft zu Fragen zu Themenbereichen wie Bildung,
Kultur, Religion, Sprache, Krieg und Klimawandel die zeitgeistigen
Narrative übernehmen.
Grosz zeigt auf, wie fatal sich die Fehlentscheidungen in der Politik
zum Nachteil der Menschen ausgewirkt haben. Der perfekte Unter-
tan – tagtäglich beeinflußt durch die Systemmedien und das dort
dargebrachte Geschwafel der Regierenden – ist damit ungewollt der
Handlanger der Herrschenden und Systemerhalter und als Buchti-
tel selbsterklärend.
Der zweite Teil dieses Buches enthält – ähnlich einem Tagebuch –
mit Datum versehen bissige Kommentare des Publizisten zum Zeit-
geschehen. !

Gerald Grosz,
Der perfekte Un-

tertan, 184 Sei-
ten, zahl. Abb., 3.

Aufl., € 20.-
Ares Verlag,

Graz 2025

Fürstauer-
Schmölzer/

Staudacher: Jörg
Haider. Visionär

und politischer
Rebell: Spuren

eines Systembre-
chers. 256 Seiten,
geb., zahl. Abb.,

2. Aufl., € 22.-
Stocker Verlag,

Graz 2025

Fürstauer-Schmölzer/Staudacher:  Jörg Haider.
Visionär und politischer Rebell

Den 75. Geburtstag des 2008 tödlich verunglückten Jörg Haider zu
Beginn dieses Jahres nahm der Grazer Stocker Verlag zum Anlaß,
ein Buch über die schillerndste Figur der FPÖ zu veröffentlichen.
Zwei Kärntner Autorinnen verfaßten – in enger Abstimmung mit
der Witwe Haiders – ein Werk, das den Lebensweg des einstigen
FPÖ-Chefs beschreibt und sein politisches Wirken in den Vorder-
grund stellt.
Dabei werden auch bislang unveröffentlichte Tagebuchaufzeichnun-
gen Haiders aus der Zeit der Regierungsverhandlungen zur Bildung
der ersten schwarz-blauen Regierung im Jahre 2000 abgedruckt. Dank
zahlreicher Originaldokumente und Gespräche mit Haiders Gattin
Claudia und vielen Freunden, Mitarbeitern und politischen Wegge-
fährten des »Jörg« entsteht ein facettenreiches Bild über den langjäh-
rigen Kärntner Landeshauptmann.
Natürlich fehlen auch nicht epochale Stationen seines Lebens wie
der legendäre Tag von Knittelfeld im September 2002, der – wohl
ungewollt – zur Sprengung der schwarz-blauen Koalition führte, oder
die Abspaltung von der FPÖ und die Gründung des BZÖ im April
2005. Schließlich beschäftigen sich die beiden Autorinnen auch in-
tensiv mit den Umständen des mysteriösen Todes von Jörg Haider.
Das binnen kürzester Zeit in 2. Auflage erschienene Werk enthält
zahleiche bisher unveröffentlichte Bilder, die dem Leser den Aus-
nahmepolitiker aus Oberösterreich auch optisch näherbringen.  !
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Liebe Mitglieder und Freunde
Anläßlich »des 80. Jahrestags der Befreiung vom Nationalsozialismus« und des
Endes des Zweiten Weltkriegs wird der 8. Mai 2025 in Berlin zum gesetzli-
chen Feiertag. Der Berliner Senat beschloß Mitte 2023 einen entsprechenden
Gesetzesentwurf. Ziel sei es, das historische Datum besonders zu würdigen.
Mit einer Themenwoche vom 2. bis 11. Mai und über 100 Veranstaltungen
wird das Land Berlin diesen historischen Tag »feiern«.
Zur Erinnerung: Im Zweiten Weltkrieg fielen über 3 Mio. deutsche Soldaten
für ihr Vaterland. Mehr als 1,5 Mio. starben in Gefangenschaft, ca. 1 Mio.
nach dem Ende des Krieges in der Hand der USA. Mehr als 800.000 Zivilis-
ten starben im völkerrechtswidigen Bombenkrieg gegen deutsche Städte. 15
Mio. Deutsche wurden unter eklatantem Bruch des Völkerrechts vertrieben,
davon 3,5 Mio. getötet – ein Völkermord! Mehr als 300.000 deutsche Frau-
en und Mädchen wurden vergewaltigt, geschändet, erschlagen. Über 7 Mio.
Deutsche starben 1945–1947 an Hunger und Krankheiten. Deutschland
wurde ca. ein Drittel seines Landes geraubt – auch dies ein absichtlicher,
eklatanter Bruch des Völkerrechts.
Ja, der 8. Mai ist ein Tag des Gedenkens und der Trauer. Nein, wir Deut-
schen feiern nicht! Wir möchten zu diesem Thema auf die Buchneuerschei-
nung besonders hinweisen, die wir auf Seite 22 vorgestellt haben: »Der ver-
tuschte Völkermord an den Deutschen«.
»Nie wieder Krieg!«, sagen die meisten, und wir gehören dazu. Doch wäh-
renddessen eskaliert die Kriegsrhetorik. Emmanuel Macron und Keir Starmer
führen die Partei der Kriegstreibenden an, und Deutschland unter Merz wird
ihnen folgen. Boris Pistorius predigt »Kriegstüchtigkeit«. Der Chef der Euro-
päischen Volkspartei EVP, Manfred Weber (CSU), will nun gar, daß Europa
»auf Kriegswirtschaft« umstelle. Die seriöse FAZ läßt mit zwei Artikeln auf-
horchen (»Noch vier Jahre bis zum großen Krieg«, »Deutschland ist zurück
aus dem Fronturlaub«). Der angeschlagene Autohersteller Porsche steigt in
die Rüstungsindustrie ein. . . Ihre Margret Nickel


